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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Sofortprogramm des Bundes zur Erhöhung des Ausbildungsplatzangebotes 
und zur Verbesserung der Ausbildungssituation Jugendlicher 


Im Jahr 1984 konnten trotz eines erhöhten Ausbildungsplatzange- 
bots der Wirtschaft und der öffentlichen Hand und über 700 000 
abgeschlossenen Ausbildungsverträgen etwa 60 000 Jugendliche 
nicht in eine Ausbildungsstelle vermittelt werden. Weitere rund 
40 000 Jugendliche mußten sich mit einer Übergangsmaßnahme 
zufriedengeben. Nach der offiziellen Statistik der Bundesanstalt 
für Arbeit fanden also rund 100 000 Jugendliche keine Ausbil- 
dungsstelle im dualen System. Zusätzlich muß von einer erheb- 
lichen Dunkelziffer ausgegangen werden. Die Situation wäre 
noch gravierender, wenn nicht die Berufsschulen über 300 000 
Schüler und Schülerinnen in das Berufsgrundbildungsjahr imd in 
das erste Schuljahr der Berufsfachschule aufgenommen hätten. 
Für das Jahr 1985 muß erneut mit einer Nachfrage nach Ausbil- 
dungsplätzen gerechnet werden, die über dem Angebot liegt. 

Für eine dauerhafte berufliche und soziale Eingliederung der 
jungen Generation ist eine abgeschlossene Berufsausbildung eine 
entscheidende Voraussetzung. Ohne abgeschlossene Ausbildimg 
bestehen nur geringe Eingliederungschancen. Die Forderung 
nach einer Berufsausbildung für alle ist wichtiger denn je. 

Die Bimdesregierung wird aufgefordert, in verstärktem Maß Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Ausbildungssituation Jugendlicher 
zu ergreifen, damit allen Jugendlichen eine Ausbildungschance 
geboten werden kann. 

Der Bundestag wolle daher beschließen: 

Der Deutschen Bundestag erwartet von der Bundesregierung fol- 
gende Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbüdungssituation 
Jugendlicher und zur Erhöhung des Ausbildungsplatzangebots: 

1. Das Programm für die Förderung der Berufsausbildung von 
benachteiligten Jugendlichen wird so aufgestockt, daß aUen 
Jugendlichen, auf die die Kriterien des Programms zutreffen, 
ein Angebot gemacht werden kann. Außerdem soll das Pro- 
gramm auf Dauer abgesichert werden. 
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2. Die Bundesregierung trifft mit den Ländern eine Vereinbarung 
über eine Erhöhung der Berufsausbildungsangebote in vollzeit- 
schulischer Form um etwa 30 000 Plätze. Dabei werden an 
Schulen ein- bis zweijährige Eingangsstufen errichtet, die auf 
Abschlüsse in anerkannten Ausbüdungsberufen vorbereiten. 
Den Schülerinnen und Schülern der Eingangsstufe wird eine 
Ausbildungsförderung aus Bundesmitteln gezahlt. Dabei 
bestimmen sich die Einkommensgrenzen nach § 40 des 
Arbeitsförderungsgesetzes (AFG). Für Jugendliche, die trotz 
Einschaltung des Arbeitsamts nach der Eingangsstufe keinen 
Ausbildungsplatz finden, wird eine Fachstufe angeboten, die 
zu einem Abschluß in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
führt. Für diese Jugendlichen bezuschußt der Bund die von den 
Ländern zu zahlende Ausbildungsvergütung mit 250 DM pro 
Auszubildenden und Monat. 

3. Die Bundesregierung ergreift besondere Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Ausbildungssituation von Mädchen und jungen 
Frauen. Durch ein besonderes Programm des Bundes werden 
die auslaufenden Modellprogramme für die Berufsausbildung 
von Mädchen in traditionellen Männerberufen durch regionale 
besondere Anschlußprogramme und Informationsveranstaltun- 
gen mit dem Ziel umgesetzt, mehr Betriebe dafür zu gewinnen, 
Mädchen in traditionellen Männerberufen auszubilden und zu 
beschäftigen. Weiter fördert der Bund durch Modellmaßnah- 
men zusätzliche Bildungsangebote für Mädchen im Rahmen 
der Ausbildungsordnungen, um Mädchen und junge Frauen 
besonders in kaufmännischen und verwaltenden Berufen 
rechtzeitig auf die Einführung moderner Technologien vorzu- 
bereiten. 

4. ln seinem Verantwortungsbereich, also bei der Deutschen Bun- 
despost, im Zivilbereich der Bundeswehr, bei der Deutschen 
Bundesbahn und bei den übrigen staatlichen Einrichtungen 
sowie bei den Unternehmen des Bundes und Unternehmen mit 
überwiegender Bundesbeteiligung schöpft der Bund unabhän- 
gig von den Personalplanungen der einzelnen Unternehmen 
alle Ausbildungsplätze aus. 

5. Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag bis zum 
1. Oktober 1985 einen Gesetzentwurf vor, in dem Arbeitgeber, 
die gar nicht oder unterdurchschnittlich ausbilden, zu einer 
Berufsbildungsabgabe herangezogen werden, aus der zusätz- 
liche betriebliche und außerbetriebliche Ausbildungsplätze 
finanziert werden. 

Bonn, den 8. Juli 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 


Zu 1. 

Für Jugendliche mit schulischen Defiziten und sozialen Benach- 
teiligungen ist dieses Programm oft die letzte Chance einer Aus- 
bildung und damit einer dauerhaften Eingliederung. Aufgrund 
der vollen beruflichen Qualifizierung liegt die beschäf- 
tigungspolitische Wirkung dieses Programms höher als die von 
berufsvorbereitenden Maßnahmen oder von Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen. Die Kosten liegen unter den Durchschnitts- 
kosten, die durch Arbeitslosigkeit entstehen. 

Es ist daher unbegreiflich, daß der hohen Nachfrage in zu gerin- 
gem Maße entsprochen wird, während für berufsvorbereitende 
Maßnahmen nach § 40 AFG, die für diese Jugendlichen oftmals 
nur eine zusätzhche - und damit sinnlose - Warteschleife bedeu- 
ten, ausreichende Mittel zur Verfügung stehen. So konnte im Jahr 
1984 für etwa 5 000 Jugendliche, auf die die Kriterien des Pro- 
gramms zutrafen, kein Angebot gemacht werden, weil die finan- 
zielle Ausstattung des Programms nicht ausreichte. 

Deshalb ist eine bereits im Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD vom 19. Juni 1984 (Drucksache 10/1639) geforderte Erhö- 
hung der Mittel dringend erforderhch. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung unterstützt damit die Bemühungen der Län- 
der, den Jugendlichen, die keinen Ausbildungsplatz im dualen 
System gefunden haben, eine vollqualifizierende Ausbildung in 
schuhscher Form zu ermöglichen. Für zahlreiche unversorgte 
Ausbildungsplatzbewerber scheitert die Aufnahme einer vollzeit- 
schulischen Berufsausbildung bisher daran, daß ihr Lebensunter- 
halt nicht sichergestellt ist, weil ein Berufsfachschüler im Gegen- 
satz zu einem Auszubildenden keinen Anspruch auf Ausbildungs- 
vergütung hat. 

Zu 3. 

Für Mädchen und junge Frauen ist die Ausbildungssituation und 
die Chance, nach der Ausbildung im erlernten Beruf zu arbeiten, 
besonders schlecht. Der Anteil der Mädchen und jungen Frauen, 
die keinen Ausbildungsplatz finden oder sich mit Ersatzmaßnah- 
men zufriedengeben müssen, liegt seit Jahren bei über 60 v. H. 
der unvermittelten und unversorgten Jugendlichen. In vielen Aus- 
bildungsberufen, die traditionell einen hohen Frauenanteil haben, 
liegt die Übergangsquote nach abgeschlossener erfolgreicher 
Berufsausbildung bei nicht einmal 50 v. H. Das trifft insbesondere 
auf die beratenden Berufe zu. Es ist daher dringend geboten, das 
Ausbildungsspektrum für Mädchen und junge Frauen zu erwei- 
tern und bei allen Sonderprogrammen zu berücksichtigen, ob 
damit die Ausbildungssituation der Mädchen und jungen Frauen 
verbessert werden kann. 
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Zu 4. 

Trotz Erhöhung der Ausbildungsangebote im Verantwortungsbe- 
reich des Bundes werden nach wie vor Ausbildungsplätze in 
diesem Bereich nicht besetzt. Da das Verhalten des Bundes Vor- 
bildcharakter für die Wirtschaft und die öffentliche Hand insge- 
samt haben muß, sollen alle vorhandenen Ausbildungsplätze 
besetzt werden. Die langfristigen Personalplanungen dieser 
Unternehmen sollten die Zahl der angebotenen Ausbildungs- 
plätze nicht bestimmen. 

Zu 5. 

Die Beteiligung der Betriebe an der Ausbildung ist sehr unter- 
schiedlich. Im Handwerk bilden ca. 50 v. H. der Betriebe, im 
Bereich der Industrie- und Handelskammern nur etwa 25 v. H. der 
Betriebe aus. Alle Betriebe benötigen jedoch ausgebildete Fach- 
kräfte. Eine qualifizierte Ausbildung verursacht in der Regel 
beträchtliche Nettokosten von ca. 14 000 DM pro Jahr im Durch- 
schnitt. Diese einseitige Belastung der Ausbildungsbetriebe führt 
auch zu Wettbewerbsverzerrungen. Mit den aufzubringenden 
Mitteln können qualifizierte betriebliche bzw. außerbetriebliche 
Ausbüdungsplätze für die unversorgten Bewerber bezuschußt 
oder finanziert werden. 
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